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GehL das Wohnungseigent.um auf mehrere personen über r so ha-

ben diese auf Verlangen des Verwalters einen Bevo1l-mäch-

tigten zu bestellen und dem Verwalter zu benennen, der be-

rechtigt ist, für sie willenserklärungen und Zustellungen,

die im Zusammenhang mi t dem Wohnungseigentum stehen r €rrtge-

genzunehmen und abzugeben.

s 12

Entziehunq von Wohnunqseiqentum

Abweichend und ergänzend zu der geseLzLichen Regelung wird
bes t immt :

Die Voraussetzungen zur Entziehung des Wohnungseigentums

liegen auch vor, wenn ein Wohnungseigentümer mit der Er-

fülrung seiner verpflichtung zur Lasten- und Kosten-

tragung Iänger al" s dre i Monate in Verzug i s t. .

2. Steht das Wohnungseigentum mehreren Personen gemein-

schaftlich zvr so kann die Entziehung des Eigentums zu

ungunsLen sämtlicher Mitberechtigter verlangt werden,

sofern auch nur in der Person eines Mitberechtigten die
Voraussetzungen für das Entziehungsverlangen begründet

sind.

\ry
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s 13

Versicherunq. Lasten und Kosten

1 . Für das Wohnungseigentum und das gemeinschafLliche

Eigentum als Ganzes sind folgende Versicherungen ab-

zuschließen:

a) eine Versicherung gegen rnanspruchnahme aus der ge-

set.zLichen Haftpflicht des Grundstückseigentümers,

b) eine Gebäudefeuerversicherung,

c ) eine Leitungswasserschadenversicherung,

d) eine Versicherung gegen Gewässerschäden,

e ) eine sturmversicherung mit Einschruß der An-

tennenanlä9€,

f) eine Glasversicherung für gemeinschaftliches

EigentLrm.

Die Sachversicherungen zu b), c) und e) sind zum glei_
tenden Neuwert und soweit mög1ich, durch Zusatzversi-
cherungen bis zur Höhe des Wiederherstellungsaufwandes,

die Versicherungen zu a), d) und f) in angemessener
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Höhe, abzuschließen.

Die Auswahl der Versicherungsgesellschaften und der Ab-

schluß der Versicherungsverträge obliegt dem Verwalter.

Der Beschluß über den Wechsel der Versicherungsgesell-

schaf t.en bedarf einer 2 /3-Mehrheit.

Jeder Wohnungseigentümer ist verpflichLet, nach Maßgabe

der folgenden Bestimmungen Beiträge zur Deckung der

laufenden Bewirtschaftungskosten zu leisten.

Die Bewirtschaftungskosten bestehen aus :

a ) den Betriebskosten:

wie den laufenden öffentlichen Lasten des Grund-

s tücks ,

den Kosten für die gemäß ziffer 1 abzuschließenden

Versicherungen, den Kosten der straßenreinigung, der

MüIlabfuhr, der Hausreinigung (soweit diese nach der

Hausordnung nicht von den Wohnungseigentümern selbst

durchzuführen ist), der Gartenpflege, der Entwässe- 
/

rung, der Schornsteinreinigung, der Wasserversor- \ /V
gung, der Treppenhaus- und Außenbeleuchtung, den / \t\
Kosten zur Gebrauchserhaltung der Zentralheizung,

den KosLen für den Hausmeister und den sonstigen

Betriebskosten, soweit, sie mit der Bewirtschaftung
.,
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des Grundstücks unmittelbar zusammenhängen und not-
wendig sind sowie den Heizkosten, den Kosten für den
Betrieb und die wartung der Aufzüge und der Gemein_

schaftsantenD€,

b ) den Kosten für die rnstandhaltung und rnstand-
setzung, soweit diese den wohnungseigentümern ge_

meinschaftrich obriegen I einschließlich eines Be_

trages für die Bildung einer angemessenen rnstand_
setzungsrück1äg€ ,

c ) den Verwaltungskos t,en .

Die vorgenannten Bewirtschaftungskosten haben die woh-
nungseigentümer in folgendem Beteiligungsverhältnis zu
tragen:

a ) die Kostenverteilung der vorgenannten Kosten gemäß

ziffer 2 a) und b) richtet, sich nach der Größe der
wohn- bzw. Nutzfläche des jeweiligen wohnungs- /reir_
eigentums. Sofern Betriebskosten durch Meßeinrich-

t'ungen ermittelt werdenr €rfolgt insoweit die Kosten-
abrechnung nach dem jeweiligen verbrauch.

Di e verwar t,ungskos t,en ( vors tehend ziff er
für jede wohnungs- /teileigentumseinheit
erhoben.

2 c)) werden

gesondert

b)
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Soweit öffentliche Abgaben von den zuständigen Behörden

unmittelbar den einzelnen Vlohnungs- /teileigentümern in
Rechnung gestetlt werden, verbleibt es dabei . Diese

öffentlichen Abgaben sind direkt an die Behörden zu

z ahlen .

Auf die Bewirtschaftungskosten haben die Wohnungseigen-

tümer angemessene monatliche Abschlagszahlungen zu

Ieisten. Die Höhe der Abschlagszahlungen wird vom Ver-

walt,er auf grund des Wirtschaf tsplanes unter Berücks ich-

tigung des Ergebnisses der letzten Abrechnung festge-

setzt.. Die Abschlagszahlungen sind im voraus spätestens

am 3. eines jeden Monats kosLenfrei an den Verwalter zu
,

leisten. Reichen die Abschlagszahlungen zur Deckung der

laufenden Kosten nicht aus, so ist. der Verwalter be-

recht,igt, während des lauf enden Verwaltungs jahres die

Abschlags zahlungen durch einsei tige Erklärung neu f est,-

zusetzen. Diese sind bis zut erneut.en Beschlußf assung

in einer ordent.lichen Eigent,ümerversammlung zu zahlen.

Der Verwalter ist verpflichtet,, nach Schluß eines jeden

Verwaltungsjahres, das jeweils vom 1. Januar bis 31.

Dezember läuft, den Wohnungseigentümern eine Abrechnung

über die von ihnen zu erbringenden Geldleistungen und

die geleisteten Abschlagszahlungen vorzulegen.
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Soweit sich danach die Abschlagszahlungen als nicht aus-

reichend erweisen, sind die wohnungseigentümer r,r. un-

verzüglichen Nachzahlung verpflichetet. wenn die Ab-

rechnung einen Überschuß aufweist, ist, dieser auf das

nächste Verwaltungsjahr anzurechnen.

6. Der jeweilige Verwalter ist berechtigt, Rückstände nach

einmaliger schriftlicher Anmahnung zwangsweise einzu-

ziehen und alle gerichtlichen und außergerichtlichen

Maßnahmen zu ergreifen, die zur Einziehung der Beträge

erforderlich sind.

s 14

E i qen tümervers ammlunq

1. Angelegenheiten, über die nach dem Wohnungseigentumsge-

setz oder nach dem InhaIt dieser Teilungserklärung die
Wohnungseigentümer durch Beschluß entscheiden können,

werden durch Beschlußfassung in der Versammlung der

Wohnungseigentümer geordnet .

2. Der Verwalter hat wenigstens einmal im Jahr die Eigen-

tümerversammlung einzuberufenr uoter Einhaltung der

Fristen des S 24 wEG. Darüber hinaus muß der Verwalter
die Eigentümerversammrung dann einberufen, wenn

mehr als ein Viertel der Eigentümer die Einberufung

unter Angabe einer Tagesordnung
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verrangen. rn den räIlen des S 6 Abs. 1 und z dieser
Teilungserklärung muß der Verwalter die Eigentümerver-

sammrung auf verlangen des bet,roffenen wohnungseigen-

tümers einberufen.

Für die ordnungsmäßigkeit der Einberufung genügt die
Absendung an die Anschrift, die dem Verwarter von dem

wohnungseigentümer zuretzt mitgeteirt worden ist.

Die Eigent,ümerversammlung ist, beschlußf ähig, wenn mehr

als die Hälfte der Miteigentumsanteile vertreten ist.

rst die versammlung nicht beschlußfähig, so hat der
Verwarter eine zweite versammrung mit dem greichen Ge-

genstand einzuberufen, diese ist in jedem Farr be-

schlußfähig. Hierauf ist in der Einladung besonders

hinzuwei sen .

Das St,immrecht der Wohnungseigentümer bestimmt. sich nach

der Größe der Miteigentumsanteile. Steht eine wohnungs-

eigentumseinheit mehreren Personen gemein-schaftlich

zur so können sie das Stimmrecht nur einheitlich aus-

üben.

ii"1
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6. S 1 8 Abs. 3 des wEG bleibt unberührt.
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7 . Auch ohne Eigentümerversammlung ist ein Beschluß güItig,
wenn a1le Wohnungseigentümer ihre Zustimmung zu diesem

Beschluß schriftlich erklären.

s 1s

Wirtschaftsplan

1 . Der Verwalter hat jeweils für ein Kalenderjahr einen

Wirtschaf t,splan auf zustllen, der von den Wohnungseigen-

tümern zu beschließen ist.

2 " Die in S 1 3 der Teilungserklärung aufgeführten Kosten

s ind im Wirtschaf t,splan in der f ür das Verwaltungs j ahr

zu erwartenden Höhe einzusetzen. Bei den fnstandhal-

tungskosten ist zu berücksichtigen, daß ein angemesse-

ner Betrag zvr Vornahme späterer großer Instand-set-
zungsarbeit.en der f nstands etzungsrücklage zuzuf ühren

ist.

s 16

Verwalter

1 . Zum Verwalter wird hierdurch bestellt:

HerrDiplom-KaufmannHanspeter Hach,
wohnhaft Luxemburger Straße 75, 5000 KöIn 1.

"r: 
i
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Die Bestellung gilt, auf die Dauer von 5 Jahren von

heute an gerechnet.

2. Bei vorriegen eines wichtigen Grundes können die
Wohnungseigentümer jederzeit die Abrufung des Verwal-
ters beschließen.

rn Erweiterung der gesetzlichen Befugnisse hat der

Verwalter folgende Befugnisse:

a ) mit, wirkung für und gegen die wohnungseigentümer

im Rahmen seiner Verwaltungsaufgaben Verträge abzu-

schließen, Aufträge zu vergeben und sonstige Rechts-
geschäft.e vorzunehmen,

b ) die von den wohnungseigentümern nach S 1 3 der

Teilungserkrärung zu entrichtenden Beträge einzu-
ziehen und diese gegenüber einem säumigen wohnungs-

eigentümer namens der übrigen wohnungseigentümer

gericht,Iich geltend zu machen.

Jeder wohnungseigentümer hat im Farle der gänzlichen

oder Leilweisen Veräußerung seines Wohnungseigentums

den Erwerber zum Eint,ritt in den mit dem jeweiligen
verwalter geschlossenen verwaltungsvertrag zu ver-
pflichten.
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s 17

Gebrauch s reqelunqen

Ars Vereinbarung im sinne von s 1 5 Abs atz 1 wEG, die
nicht ohne Zustimmung der Betroffenen geändert werden

kann, wird bestimmt :

a) Den jeweiligen Eigentümern der wohnungseinheiten

Nrn- 1, 2 und 3 steht das aLleinige und ausschließ-
liche Nutzungsrecht an den oberirdischen KFz_

Stel1plätzen zv r die in dem a1s Anlage If zu dieser
urkunde genolnmenen Lageplan mit der jeweils gleichen
Nummer wie die entsprechende wohnungseinheit be-
zeichnet sind.

b) den jeweiligen Eigentümern der Wohnungseinheiten

Nrn- 2 und 3 des Aufteirungspranes steht das

alleinige und ausschließliche Nutzungsrecht an dem

im Erdgeschoß und obergeschoß gefegenene Treppenhaus

zu.

Dem jeweirigen EigenLümer der wohnungseinheit Nr. 1

ist es gestattet, das im Erdgeschoß befindriche
Treppenhaus zu betreten r urTl zur Kelrertreppe zu
gelangen.
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Die auf das Treppenhaus ent,fallenden Bewirt_
schaftungskosten tragen die jeweiligen Eigentümer
der wohnungseinheiten 2 und 3 zu gleichen Teilen.

2' Der für die Etzeugung der Heizwärme erforderliche
Gasbrenner befindet sich in dem zur wohnungseinheit Nr.
2 gehörenden Kellerraum. Der jeweilige Eigentümer die-
ser Einheit hat die Wart,ung bzw. rnstandsetzung des

Gasbrenners in seinem Kellerraum zu dulden.

TeiI frl

s 1B

Es wird hierdurch bewilligt und beantragt, im vorgenannten
Grundbuch einzutragen:

a) die vorgenannten Parzellen entsprechend. s gg0 BGB im
wege der Vereinigung als ein Grundst.ück in das Grundbuch

e inzutragen ,

b ) die Teilung des Grundstücks in wohnungs- /reil,eigentums-
einheiten gemäB S Z dieser Urkunde,

t
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c ) die Best'immungen des SS 3 bis 17 dieser urkunde ars
fnhalt des Sondereigentums.

Vorstehende verhandrung nebst Anrage r wurde dem Erschie-
nenen vorgelesen, von ihm genehmigt und von ihm und dem No-
tar eigenhändig, wie folgt., unterschrieben; der als Anlage
rr beigefügte Lageplan wurde dem Erschienenen zur Durch-
sicht vorgelegt, von ihm genehmigt und von ihm und dem No-
tar wie forgt eigenhändig unterschrieben:
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